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Verbot der Gesichtsverhüllung gestatten kann, wenn 
derunverhüllte Gesicht zur Beweiswürdigung nicht 
notwendig ist. Die Kommunikation „von Angesicht zu 
Angesicht“ ist ein zentrales Element im rechtsstaatli-
chen Gerichtsverfahren auch dann, wenn der Sachverhalt 
vollständig aufgeklärt ist und nur noch Rechtsfragen zu 
erörtern sind.

Die Kommunikation wird durch eine bei der Verhand-
lung beteiligte Person, die ihr Gesicht verhüllt, empfind-
lich gestört. So kann die von der Verhüllung ausgehende 
Wirkung dazu verleiten, zurückhaltender in der Äußerung 
der eigenen Standpunkte zu sein. Auch wird es häufig 
nicht gelingen, die Reaktion der vollverschleierten Person 
auf die Äußerung einer Rechtsansicht und eine mögliche 
Vergleichsbereitschaft zuverlässig einzuschätzen und 
hierauf angemessen zu reagieren.

Ein entsprechender Ausnahmetatbestand würde außer-
dem neues Konfliktpotenzial im Einzelfall schaffen. Es 
bestünde namentlich die Gefahr eines Vorab-Streits um 
das Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen der 
Ausnahmeregelung, der den Eintritt in die eigentliche 
Gerichtsverhandlung verzögern und auch stören würde.

Der individuelle Rechtsgüterschutz kommt in dem 
Gesetzesantrag freilich durchaus nicht zu kurz. Ich ver-
weise in diesem Zusammenhang ausdrücklich auf die 
Ausnahmen von der Verbotsregelung für besonders ge-
fährdete Personen in der Strafprozessordnung und in dem 
Zeugenschutz-Harmonisierungsgesetz.

Den Beratungen in den Ausschüssen sehe ich mit Inte-
resse und auch mit Vorfreude entgegen. Ich bitte um 
Unterstützung unseres Gesetzesantrags.

Amtierender Präsident Bodo Ramelow: Vielen 
Dank, Herr Minister Biesenbach!

Nun hat Staatsminister Professor Dr. Bausback das 
Wort.

Prof. Dr. Winfried Bausback (Bayern): Herr Prä-
sident! Kolleginnen und Kollegen! Das Thema Gesichts-
verhüllung im Gericht beschäftigt dieses Haus zum wie-
derholten Mal. Bayern hat bereits zwei Anträge hierzu in 
den Bundesrat eingebracht, damit das dringend notwen-
dige Verbot der Gesichtsverhüllung in Gerichtsverhand-
lungen ausdrücklich gesetzlich geregelt wird. Auch wenn 
diese Anträge damals noch keinen Erfolg hatten: In der 
Rechtspolitik zahlt sich Beharrlichkeit aus.

Ich freue mich deshalb sehr, dass wir von unserer neu-
en Initiative die Mehrheit der Länder auf der Frühjahrsta-
gung der Justizministerkonferenz überzeugen konnten.

Danken möchte ich an dieser Stelle allen Kolleginnen 
und Kollegen aus den Ländern, die unseren Vorschlag 
unterstützen. Insbesondere gilt mein Dank Frau Kollegin 
Havliza aus Niedersachsen, die sich gemeinsam mit ih-
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rem Haus intensiv und konstruktiv in die Diskussion 
eingebracht hat.

Meine Damen und Herren, es ist endlich an der Zeit, 
Gesichtsverhüllungen während Gerichtsverhandlungen 
ein für alle Mal zu verbieten. Denn für mich ist klar: Der 
Rechtsstaat braucht den freien Blick ins Gesicht. Eine 
offene auch nonverbale Kommunikation ist Eckpfeiler 
einer effektiven Verhandlungsführung und damit unver-
zichtbar.

Die Anforderungen an unsere Gerichte sind hoch. Sie 
sind als tragende Säulen unseres Rechtsstaats verpflich-
tet, zur Ermittlung der Wahrheit alle Erkenntnisse auszu-
schöpfen. Die Wahrheit kann ein Gericht in den meisten 
Fällen ohne die Zuhilfenahme von Zeugen nicht erfor-
schen. Für diese Zeugenvernehmungen muss das Gericht 
als Allererstes wissen, wen es vor sich hat. Es muss aber 
auch beurteilen können, ob die Aussage des Zeugen oder 
der Zeugin glaubhaft und der Zeuge insgesamt glaubwür-
dig ist. Dies kann nur gelingen, wenn das Gericht die 
Gestik und Mimik des Zeugen berücksichtigt und in seine 
Urteilsfindung mit einbezieht.

Kolleginnen und Kollegen, machen Sie einmal die 
Probe aufs Exempel! Überlegen Sie sich, wie es gewirkt 
hätte, wenn Kollege Biesenbach mit einem schwarz, rot, 
gelb oder sonst wie gefärbten Tuch hier vor Ihnen ge-
standen hätte und Sie sich weder von seiner Mimik noch 
von seiner Gestik ein Bild hätten machen können.

Noch viel mehr gilt das vor Gericht, wo es um die ak-
ribische, gewissenhafte Suche nach Wahrheit geht. Mit 
einer solchen Suche nach Wahrheit sind Burka und Niqab 
nicht vereinbar. Sie ist nicht mit Zeuginnen vereinbar, die 
sich weigern, ihre Burka oder den Niqab abzulegen, so 
dass Gesicht und Körper vollständig verhüllt sind und die 
Augen nur durch einen Schlitz oder ein Stoffgitter aus-
zumachen sind.

Ich bin auch froh, dass der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte in einer vor wenigen Tagen veröf-
fentlichten Entscheidung nochmals bestätigt hat, dass ein 
Verbot der Gesichtsverhüllung durchaus mit der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention vereinbar sein kann.

Meine Damen und Herren, ich frage Sie: Wie soll ein 
Gericht im Falle einer Verschleierung beurteilen, ob die 
Zeugin plötzlich rot oder ganz blass wird, ob sie zu 
schwitzen beginnt oder unsicher in die Richtung eines 
Dritten blickt? Wie soll das Gericht ein gerechtes Urteil 
fällen, wenn es seine Erkenntnisse nicht auf Zeugen stüt-
zen kann, die es von Angesicht zu Angesicht gesehen und 
erlebt hat, weshalb es auch keinen Eindruck von der 
Glaubwürdigkeit hat?

Unsere Richterinnen und Richter benötigen und wün-
schen sich deshalb das ausdrückliche Verbot der Ge-
sichtsverhüllung in Gerichtsverhandlungen. Wir dürfen 
sie nicht länger im Regen stehen lassen. Wir müssen 

Hand geben, und wir müssen sie ihnen jetzt geben, meine 
Damen und Herren.

Das vorliegende Gesichtsverhüllungsverbot richtet 
sich aber nicht nur an die gerichtliche Praxis. Für alle 
Bürgerinnen und Bürger wird damit klar, dass wir ver-
hüllte Gesichter vor Gericht nicht akzeptieren. Das ist 
eine Grundentscheidung unseres Rechtsstaats, und dieser 
muss in aller Regel Vorrang vor ideologischen, weltan-
schaulichen, religiösen oder sonstigen Motiven einge-
räumt werden. Mit einer solchen Entscheidung machen 
wir der teilweise durchaus verunsicherten Bevölkerung 
deutlich, was der Rechtsstaat nicht akzeptieren muss. Wir 
bewahren zugleich die Identität unserer freiheitlich-
demokratischen Grundordnung und zeigen, dass wir 
unseren Rechtsstaat, falls erforderlich, verteidigen, ihn in 
jedem Falle durchsetzen.

Ich bitte Sie daher: Unterstützen Sie unseren Antrag, 
und lassen Sie uns gemeinsam ein klares Zeichen setzen 
für unseren Rechtsstaat und für unsere freiheitlich-
demokratische Grundordnung! Wir sollten vom Bundes-
rat ein Signal aussenden, dass sich die Länder einig sind: 
Gesichtsverhüllungen vor Gericht sind nicht zu akzeptie-
ren. Für alles andere hätten die Menschen kein Verständ-
nis.

Gerade in Zeiten, in denen der Rechtsstaat vielfältigen 
Angriffen ausgesetzt ist, dürfen wir keine Gelegenheit 
verstreichen lassen, um ihn dauerhaft und nachhaltig zu 
stärken. Genau dies können wir mit dem vorgestellten 
Gesetzentwurf tun. – Ich freue mich auf die Beratung in 
den Ausschüssen.

Amtierender Präsident Bodo Ramelow: Vielen 
Dank, Herr Staatsminister!

Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das kann ich nicht 
erkennen. – Frau Ministerin Honé (Niedersachsen) hat 
eine Erklärung zu Protokoll1 abgegeben.

Ich weise die Vorlage dem Rechtsausschuss – feder-
führend – sowie dem Ausschuss für Innere Angelegen-
heiten – mitberatend – zu.
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